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Kreis Lippe 
 
264 Einrichtung „Volkshochschule Detmold-

Lemgo“ (VHS Detmold-Lemgo) in der Rechts-
form einer Anstalt des öffentlichen Rechts zur 
gemeinsamen Aufgabenerfüllung und in ge-
meinsamer Trägerschaft (gemeinsames Kom-
munalunternehmen) der Stadt Detmold und 
der Alten Hansestadt Lemgo 

 
Mit übereinstimmenden Beschlüssen 
des Rates der Stadt Detmold vom 13.02.2014 und 
des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 24.02.2014 
 
haben die Stadt Detmold und die Alte Hansestadt Lemgo 
gemäß § 27 Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23.10.2012 (GV. 
NRW. S. 474), entschieden, dass sie 
- gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 GkG zur gemeinsamen Auf-

gabenerfüllung die Einrichtung „Volkshochschule Det-
mold-Lemgo“ (VHS Detmold-Lemgo) in der Rechtsform 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts in gemeinsamer 
Trägerschaft (gemeinsames Kommunalunternehmen) 
führen, 

- nach § 27 Abs. 2 Satz 1 GkG zur Errichtung die 
Rechtsverhältnisse des gemeinsamen Kommunalunter-
nehmens als Beteiligte in einer Unternehmenssatzung 
regeln. Die Unternehmenssatzung ist zwischen den Be-
teiligten zu vereinbaren (vgl. auch § 27 Abs. 2 Satz 2 
Halbs. 2 und Abs. 3 GkG). 

 
Genehmigung 
Die v.g. Beschlüsse des Rates der Stadt Detmold vom 
13.02.2014 und des Rates der Alten Hansestadt Lemgo 
vom 24.02.2014 werden hiermit gemäß § 27 Abs. 4 Satz 2 
i.V.m. § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 GkG aufsichts-
behördlich genehmigt. 
 
Az.: 140 - 15 12 60-01 
Detmold, 08.05.2014 
 
Der Landrat 
des Kreises Lippe 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
 
Im Auftrag 
 
Harte 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachung 
Die vorstehende aufsichtsbehördliche Genehmigung vom 
heutigen Tage wird hiermit gemäß § 27 Abs. 5 Satz 1 GkG 
i.V.m. den in der Genehmigung genannten Vorschriften öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
Az.: 140 - 15 12 60-01 
Detmold, 08.05.2014 
 
Der Landrat 
des Kreises Lippe 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
 
Im Auftrag 
 
 
Harte 

Kr.Bl.Lippe 14.05.2014 
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Präambel 
 
Die Städte Detmold und Lemgo (im Folgenden: Träger-
kommunen) unterhalten entsprechend ihrer Pflichtaufgaben 
gemäß § 10 Abs. 1 S. 1 des 1. Gesetzes zur Ordnung und 
Förderung der Weiterbildung im Lande Nordrhein-
Westfalen (Weiterbildungsgesetz - 1. WbG) jeweils eine 
Volkshochschule, die „Volkshochschule Detmold“ und die 
„Volkshochschule der Alten Hansestadt Lemgo“. Diese 
werden bislang als rechtlich unselbstständige Einrichtun-
gen jeweils in Form eines Regiebetriebes geführt. Beide 
Städte haben in Bezug auf deren Volkshochschule jeweils 
öffentlich-rechtliche Vereinbarungen zur gemeinsamen 
Aufgabenwahrnehmung im Sinne der §§ 1, 23 bis 25 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in Nord-
rhein-Westfalen (GkG NRW) geschlossen, und zwar Det-
mold mit Horn-Bad Meinberg und Schlangen und Lemgo 
mit Kalletal und Dörentrup. 
 
Aufgabe der Volkshochschule ist es, Jugendliche und Er-
wachsene nach Beendigung einer ersten Bildungsphase 
weiterzubilden. Hierzu erstellt sie ein umfassendes Bil-
dungsangebot, das sich an gesellschaftlichen und individu-
ellen Bedürfnissen sowie am Stand wissenschaftlicher Er-
kenntnisse orientiert: Die Arbeit der Volkshochschule ist 
sowohl auf Vertiefung und Ergänzung vorhandener Eig-
nungen als auch auf den Erwerb neuer Erkenntnisse, Fer-
tigkeiten und Verhaltensweisen der teilnehmenden Perso-
nen gerichtet. Zu diesem Zweck bietet die Volkshochschule 
gemäß der §§ 3, 4 Abs. 1 1. WbG Lehrveranstaltungen 
(Vorträge, Seminare, Kurse, Diskussionen, Studienfahrten, 
Vorführungen, Ausstellungen  u.a.) an. 
 
Die Volkshochschule arbeitet parteipolitisch und weltan-
schaulich nicht richtungsgebunden und überkonfessionell. 
Den Dozentinnen und Dozenten wird die Freiheit der Mei-
nung und Lehre gewährleistet; sie entbindet nicht von der 
Treue zum Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
sowie der Landesverfassung Nordrhein-Westfalen. 
 
Zur Nutzung von Synergieeffekten in Bezug auf die Orga-
nisation und Durchführung von Weiterbildungsangeboten 
i.S.d. 1. WbG haben sich die Städte Detmold und Lemgo 
darüber verständigt, dass eine Stärkung der Zusammenar-
beit im Bereich dieser Volkshochschulen im Sinne der 
Gründung eines gemeinsamen Kommunalunternehmens in 
der Rechtsform einer Anstalt öffentlichen Rechts sinnvoll 
ist. Ziel ist es hierbei, die Qualität des Weiterbildungsange-
bots beizubehalten und auszubauen, auch unter möglicher 
Aufnahme weiterer Trägerkommunen.  
 
Die Städte Detmold und Lemgo haben in Ausführung der 
§§ 4, 11 und 17 des 1. WbG vom 31. Juli 1974 in der je-
weils aktuellsten Fassung der Bekanntmachung die nach-
folgende Satzung vereinbart und schließen sich zu einem 
gemeinsamen Kommunalunternehmen in der Rechtsform 
einer Anstalt öffentlichen Rechts (§ 27 Abs. 1 GkG, § 114a 
GO NRW) zusammen, nämlich zur „Volkshochschule Det-
mold-Lemgo“ (im Folgenden: VHS). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Diese Satzung beruht auf § 7 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 
666/SGV. NRW. 2023) und auf § 114a GO NRW sowie §§ 
27, 28 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GkG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
01.10.1979 (GV.NRW. S. 621/SGV.NRW. 202) sowie der 
Verordnung über kommunale Unternehmen und Einrich-
tungen als Anstalt des öffentlichen Rechts (Kommunalun-
ternehmensverordnung – KUV) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24.10.2001 (GV.NRW. S. 773), jeweils 
in der zurzeit gültigen Fassung. 
 
§ 1 Name, Sitz, Stammkapital, Wirtschaftsjahr 
 
(1) Die VHS führt den Namen „Volkshochschule Detmold-
Lemgo“ (VHS Detmold-Lemgo) mit dem Zusatz Anstalt des 
öffentlichen Rechts (§ 114 a GO NRW)  und wird auf der 
Grundlage der gesetzlichen Vorschriften und den Bestim-
mungen dieser Satzung geführt. Sie tritt unter diesem Na-
men im gesamten Geschäfts- und Rechtsverkehr auf. 
 
(2) Die Stadt Detmold sowie die Stadt Lemgo sind Träger-
kommunen des gemeinsamen Kommunalunternehmens in 
der Rechtsform einer Anstalt öffentlichen Rechts mit einem 
Anteil von je 50 %. 
 
(3) Die VHS hat ihren Sitz in Detmold. 
 
(4) Das Stammkapital der VHS beträgt 50.000 EUR und 
wird von den Städten Detmold und Lemgo je zur Hälfte ge-
tragen. Um die Liquidität der VHS zu sichern, gewähren die 
Städte Detmold und Lemgo auf Abruf jeweils ein Betriebs-
mitteldarlehen von bis zu 250.000 EUR. Dieses ist für die 
Dauer und Höhe der Inanspruchnahme mit 2 % per anno 
zu verzinsen.  
Die Trägerkommunen übertragen das den Volkshochschu-
len als bisher geführten Regiebetrieben zugeordnete be-
wegliche Anlagevermögen der VHS; welche Vermögens-
gegenstände im Einzelnen übertragen werden, regeln die 
Trägerkommunen durch einen Ausgliederungsbericht. 
 
(5) Das Wirtschaftsjahr der VHS ist das Kalenderjahr. Das 
erste Wirtschaftsjahr ist ein Rumpfwirtschaftsjahr vom 
01.07. bis 31.12.2014. 
 
(6) Die VHS kann ein Dienstsiegel gemäß § 6 Abs. 1 der 
Verordnung über die Führung des Landeswappens vom 
16.05.1956 (GV.NRW. S. 140), zuletzt geändert am 
04.09.2012 (GV. NRW. S. 405), führen. Über die Ausge-
staltung entscheidet der Verwaltungsrat. 
 
(7) Der räumliche Wirkungsbereich der VHS umfasst die 
Gebiete der Trägerkommunen sowie die Gebiete der 
Kommunen, die über öffentlich-rechtliche Vereinbarungen 
die Aufgabe der Volkshochschule auf eine Trägerkommune 
übertragen haben (im Folgenden: Partnerkommunen). 
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§ 2 Aufgaben und Zweck 
 
(1) Die Volkshochschule ist eine Einrichtung der Weiterbil-
dung gemäß §§ 1 Abs. 2, 2 Abs. 2, 10 und 11 1. WbG. Die 
VHS nimmt für die Trägerkommunen die Aufgaben der 
Volkshochschule nach Maßgabe der einschlägigen Geset-
ze wahr. 
Die Trägerkommunen übertragen gemäß § 27 Abs. 1 Satz 
2 GkG i.V.m. § 114a Abs. 3 S. 1 GO NRW der VHS die 
ihnen obliegenden Aufgaben nach dem Weiterbildungsge-
setz NRW zur Wahrnehmung im eigenen Namen und in 
eigener Verantwortung.  
Die Trägerkommunen übertragen darüber hinaus weitere 
Aufgaben, die im Zusammenhang mit der Aus-, Fort- und 
Weiterbildung stehen, z. B. die Durchführung von Schulab-
schlüssen. Sie kann diese Aufgaben auch als Aufgaben 
einzelner Trägerkommunen in deren Verantwortung und 
deren Kostenträgerschaft durchführen.  
 
(2) Die VHS ist zu allen Maßnahmen und Geschäften be-
rechtigt, durch die der Anstaltszweck (vgl. auch Präambel) 
gefördert wird. Sie kann sich zur Durchführung ihrer Aufga-
ben Dritter bedienen und sich im Rahmen der gemeinde-
rechtlichen Möglichkeiten an ihnen beteiligen oder entspre-
chende Unternehmen oder Einrichtungen gründen. Nach 
diesen Maßgaben kann die VHS z.B. Mitgliedschaften in 
Zweckverbänden und Vereinen begründen. 
 
(3) Die VHS ist Dienstherrin der für sie tätigen Beamtinnen 
und Beamten, soweit sie hoheitliche Befugnisse ausübt. 
Sie kann Beamtinnen und Beamte ernennen, versetzen, 
abordnen oder entlassen. 
Sie ist außerdem Arbeitgeberin von tarifrechtlich Beschäf-
tigten.  
 
(4) Beschäftigtenverhältnisse und Dienstverhältnisse von 
Beamtinnen und Beamten der bisher unselbständigen Ein-
richtungen in Form von Regiebetrieben werden durch Ver-
trag in die Anstalt übergeleitet. Die Anstalt tritt in die Rech-
te und Pflichten der Trägerkommunen gegenüber den tarif-
lich Beschäftigten sowie Beamtinnen und Beamten im We-
ge der Gesamtrechtsnachfolge ein. Einzelheiten regeln 
entsprechende Personalüberleitungsverträge. 
 
§ 3 Vorstand und Verwaltungsrat 
 
(1) Organe der VHS sind 
- der Vorstand (§ 4) 
- der Verwaltungsrat (§ 5). 
 
(2) Die Mitglieder aller Organe sind zur Verschwiegenheit 
über alle vertraulichen Angelegenheiten sowie über Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnisse der VHS verpflichtet. Die 
Pflicht besteht für Ihre Mitglieder auch nach ihrem Aus-
scheiden aus den Organen fort. Sie gilt nicht gegenüber 
den Organen der Trägerkommunen. Sie gilt ferner nicht 
gegenüber den Organen der Partnerkommunen, soweit 
diese Informationen im unmittelbaren Zusammenhang mit 
der Aufgabenerfüllung stehen und für die Partnergemein-
den wesentlich sind und darüber hinaus datenschutzrecht-
liche oder persönlichkeitsbezogene Gründe dieser Informa-
tionsweitergabe nicht entgegenstehen.  
 
§ 4 Vorstand 
 
(1) Der Vorstand besteht aus einem Mitglied.  
 
 

 
(2) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat auf die Dauer 
von höchstens fünf Jahren bestellt; eine erneute Bestellung 
ist zulässig.  
 
(3) Der Vorstand muss die zur Erfüllung seiner Aufgaben 
erforderliche Fachkunde besitzen. Er leitet die VHS eigen-
verantwortlich, soweit nicht gesetzlich, durch diese Satzung 
oder durch die Geschäftsordnung etwas anderes bestimmt 
ist. 
 
(4) Der Vorstand vertritt die VHS gerichtlich und außerge-
richtlich. Er wird im Fall der Verhinderung durch eine Stell-
vertretung vertreten. 
 
(5) Der Vorstand hat den Verwaltungsrat über alle wichti-
gen Vorgänge rechtzeitig zu unterrichten und auf Anforde-
rung dem Verwaltungsrat über alle Angelegenheiten der 
VHS Auskunft zu geben. 
Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat vierteljährlich Zwi-
schenberichte über die Abwicklung des Wirtschaftsplanes 
schriftlich vorzulegen, wobei der Verwaltungsrat auf den 
ersten Bericht verzichten kann. Diesem Zwischenbericht ist 
ein Bericht über die Risikofrüherkennung (§ 9 Abs. 2 KUV) 
beizufügen. Darüber hinaus hat der Vorstand den Verwal-
tungsrat unverzüglich zu unterrichten, wenn bei der Aus-
führung des Erfolgsplanes erfolgsgefährdende Minderer-
träge oder Mehraufwendungen zu erwarten sind. 
Sind Verluste zu erwarten, die Auswirkungen auf den je-
weiligen Haushalt der Trägerkommunen haben können, 
sind die Trägerkommunen und der Verwaltungsrat hierüber 
unverzüglich zu unterrichten.  
 
(6) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Verwal-
tungsrates sowie des Beirates beratend teil. 
 
(7) Für die übergeleiteten Arbeits- oder Dienstverhältnisse 
sowie für neubegründete Arbeits- oder Dienstverhältnisse 
ist der Vorstand zuständig für die beamtenrechtlichen Ent-
scheidungen sowie die arbeitsrechtlichen Entscheidungen 
gegenüber den tarifrechtlich Beschäftigten einschließlich 
deren Einstellung nach Maßgabe des vom Verwaltungsrat 
genehmigten Wirtschaftsplans.  
 
(8) Der Vorstand erhält eine Geschäftsordnung. 
 
§ 5 Verwaltungsrat 
 
(1) Der Verwaltungsrat besteht aus der bzw. dem Vorsit-
zenden, der bzw. dem stellvertretenden Vorsitzenden und 
vier weiteren Mitgliedern. Für die weiteren Mitglieder wer-
den persönliche Vertreter bestellt. 
 
Vorsitzender bzw. stellvertretender Vorsitzender sind die 
Hauptverwaltungsbeamten der Trägerkommunen. Soweit 
in einer Trägerkommune eine Beigeordnete oder ein Bei-
geordneter bestellt ist, zu deren bzw. dessen Geschäftsbe-
reich die der VHS übertragenen Aufgaben gehört, führt 
diese bzw. dieser den Vorsitz bzw. die Stellvertretung. Der 
Vorsitzende bzw. stellvertretende Vorsitzende wird bei 
Verhinderung durch den jeweiligen Vertreter im Amt vertre-
ten. 
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(2) Das Besetzungsrecht für den Vorsitz wechselt ab 2015 
im zweijährigen Turnus zwischen der Alten Hansestadt 
Lemgo und der Stadt Detmold, beginnend mit der Alten 
Hansestadt Lemgo. 
Das Besetzungsrecht für den stellvertretenden Vorsitz 
wechselt ab 2015 im zweijährigen Turnus zwischen der Al-
ten Hansestadt Lemgo und der Stadt Detmold, beginnend 
mit der Stadt Detmold. 
Für das Rumpfwirtschaftsjahr 2014 führt die Alte Hanse-
stadt Lemgo den Vorsitz und die Stadt Detmold den stell-
vertretenden Vorsitz. 
 
(3) Jede Trägerkommune bestellt zwei weitere Mitglieder 
nebst Vertretern für den Verwaltungsrat. Diese werden je-
weils von den Räten der Trägerkommunen für die Dauer 
von fünf Jahren gewählt; für die Wahl gilt § 50 Abs. 4 GO 
NRW sinngemäß. Die erstmalige Wahl findet vor Errichtung 
des Kommunalunternehmens statt. 
 
(4) Die Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungsrats, die 
dem Rat der jeweiligen Trägerkommune angehören, endet 
mit dem Ende der Wahlzeit des Rates oder dem vorzeiti-
gen Ausscheiden aus dem Rat. Die Mitglieder des Verwal-
tungsrats üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Mit-
glieder weiter aus. 
 
(5) Der Verwaltungsrat hat die Trägerkommunen über alle 
wichtigen Vorgänge rechtzeitig zu unterrichten und auf Ver-
langen den Trägerkommunen über alle Angelegenheiten 
der VHS Auskunft zu geben. Adressaten sind insbesondere 
die Räte und die mit der Beteiligungsverwaltung und -
steuerung betrauten Stellen bei den Trägerkommunen. 
 
(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten für die Teil-
nahme an dessen Sitzungen ein Sitzungsgeld gem. § 1 
Abs. 2 Buchstabe b) der Entschädigungsverordnung NRW 
(EntschVO). 
 
§ 6 Zuständigkeit des Verwaltungsrates 
 
(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung 
des Vorstandes sowie die Durchführung seiner Beschlüs-
se. 
 
(2) Der Verwaltungsrat kann sich vom Vorstand jederzeit 
über alle Angelegenheiten der VHS unterrichten lassen. Er 
kann vom Vorstand verlangen, dass ihm oder den von ihm 
bestimmten Mitgliedern des Verwaltungsrats Akteneinsicht 
gewährt wird. 
 
(3) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(4) Der Verwaltungsrat entscheidet über: 
1. die Feststellung allgemein geltender Tarife und Entgelte 
für die Leistungsnehmer; über den Erlass und die Ände-
rung der Entgeltordnung für die Inanspruchnahme der VHS 
ist die Zustimmung der Räte der Trägerkommunen erfor-
derlich,  
2. die Beteiligung oder Erhöhung einer Beteiligung der VHS 
an anderen Unternehmen oder Einrichtungen sowie deren 
Gründung; es bedarf der vorherigen Entscheidung der Räte 
der Trägerkommunen, 
3. die Änderung des Stammkapitals sowie der Anstaltssat-
zung; die vorherige Entscheidung der Räte der Träger-
kommunen ist erforderlich, 
4. die Bestellungen und Abberufungen des Vorstands so-
wie die Regelungen des Dienstverhältnisses des Vorstan-
des und die Bestellungen und Abberufungen der Stellver-
tretung, 
5. den Erlass einer Geschäftsordnung für den Vorstand; die 
Geschäftsordnung enthält u. A. Regelungen zur Stellvertre-
tung, Unterschriften- und Vertretungsbefugnissen, 
6. Erteilung von Prokura und Handlungsvollmachten, 
7. die Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplans, 
8. die Zustimmung zu über den Wirtschaftsplan hinausge-
henden Einzelmehrauszahlungen und Einzelmehraufwen-
dungen ab einer Wertgrenze von 10.000 €, 
9. sachenrechtliche Verfügungen über das Anlagevermö-
gen mit einem Wert von über 10.000 EUR, 
10. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
11. die Ergebnisverwendung, 
12. die Entlastung des Vorstandes, 
13. die Bestellung des Abschlussprüfers, 
14. Rechtsgeschäfte der VHS im Sinne des § 111 GO 
NRW nach vorheriger Entscheidung der Räte der Träger-
kommunen. 
Darüber hinaus ist bei Entscheidungen des Verwaltungsra-
tes von grundsätzlicher Bedeutung die Zustimmung der 
Räte der Trägerkommunen erforderlich. 
 
(5) Dem Vorstand gegenüber vertritt der Vorsitzende des 
Verwaltungsrats die VHS gerichtlich und außergerichtlich. 
 
§ 7 Einberufung und Beschlüsse des Verwaltungsrats 
 
(1) Der Verwaltungsrat tritt auf schriftliche Einladung des 
Vorsitzenden des Verwaltungsrats zusammen. Die Einla-
dung muss Tagungszeit und –ort sowie die Tagesordnung 
angeben. Sie muss den Mitgliedern des Verwaltungsrats 
spätestens am siebten Werktag vor der Sitzung zugehen. 
In dringenden Fällen kann die Frist bis auf 24 Stunden ver-
kürzt werden. 
 
(2) Der Verwaltungsrat ist jährlich mindestens viermal ein-
zuberufen. Er muss außerdem einberufen werden, wenn 
dies ein Drittel der Mitglieder des Verwaltungsrats unter 
Angabe des Beratungsgegenstandes beantragt. 
 
(3) Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden vom Vorsit-
zenden des Verwaltungsrats geleitet. Die Sitzungen sind 
öffentlich. Für folgende Angelegenheiten ist die Öffentlich-
keit ausgeschlossen: 
- Personalangelegenheiten, 
- Liegenschaftsangelegenheiten, 
- sonstige Angelegenheiten, die einer besonderen Vertrau-
lichkeit unterliegen (z. B. Rechtsstreitigkeiten, Vergabe- 
oder besondere Vertragsangelegenheiten). 
Darüber hinaus kann auf Antrag eines Verwaltungsratsmit-
glieds für einzelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit aus-
geschlossen werden.  
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(4) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche 
Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit 
der stimmberechtigten Mitglieder bzw. deren Stellvertreter 
anwesend ist. Er gilt als beschlussfähig, solange seine Be-
schlussunfähigkeit nicht festgestellt ist. Über andere als in 
der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur 
dann Beschluss gefasst werden, wenn 1. die Angelegen-
heit dringlich ist und der Verwaltungsrat der Verhandlung 
mehrheitlich zustimmt oder 2. sämtliche Mitglieder des 
Verwaltungsrats (bzw. deren Stellvertreter) anwesend sind 
und kein Mitglied der Behandlung widerspricht. 
 
(5) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats werden einstimmig 
gefasst.  Stimmenthaltungen sind zulässig. § 50 Abs. 5 GO 
NRW gilt entsprechend. 
Bei Abstimmungen können die jeweiligen Stimmen nur ein-
heitlich je Trägerkommune abgegeben werden. 
 
(6) Über die vom Verwaltungsrat gefassten Beschlüsse ist 
eine Niederschrift zu fertigen. Diese wird vom Vorsitzenden 
und von einem Protokollführer unterzeichnet und den Mit-
gliedern des Verwaltungsrats zeitnah zur Kenntnis gege-
ben. 
 
§ 8 Beirat 
 
(1) Zur Beratung der Arbeit der VHS und zur Förderung der 
Zusammenarbeit wird ein Beirat gebildet, im Folgenden: 
VHS-Beirat. Der VHS-Beirat berät und beschließt Empfeh-
lungen über die Zielrichtung und Umsetzung der Volks-
hochschularbeit. Darüber hinaus dient der VHS-Beirat als 
Forum für den Erfahrungsaustausch von Pädagogen, Poli-
tik und den kommunalen Verwaltungen. Der VHS-Beirat 
berät den Wirtschaftsplan und leitet diesen mit einem Emp-
fehlungsbeschluss an den Verwaltungsrat zur endgültigen 
Beschlussfassung weiter. 
 
(2) Die Räte der Trägerkommunen entsenden je 9 Mitglie-
der nebst Vertretern in den Beirat. Davon wird pro im Rat 
vertretener Fraktion ein Mitglied entsendet. Darüber hinaus 
zu entsendende Personen werden in der Reihenfolge der 
Höchstzahlen zugeteilt, die sich durch Teilung der Mitglie-
derzahlen der Fraktionen durch 1, 2, 3 usw. ergeben; bei 
gleichen Höchstzahlen entscheidet das Los, das die Bür-
germeisterin bzw. der Bürgermeister zu ziehen hat.  
 
(3) Der VHS-Beirat tritt jährlich mindestens zweimal zu Sit-
zungen zusammen.  
 
(4) Die Räte der Partnerkommunen entsenden je zwei be-
ratende Mitglieder nebst Vertretern in den VHS-Beirat. Die 
Personalvertretung der VHS hat das Recht, mit einer Per-
son beratend teilzunehmen. 
 
(5) Die Beiratsmitglieder aus den Trägerkommunen wählen 
aus ihrer Mitte eine Vorsitzende bzw. einen Vorsitzenden; 
der Vorsitz wechselt analog § 5 Abs. 2, beginnend mit 
Detmold. Über das Verfahren im VHS-Beirat findet § 7 ent-
sprechende Anwendung mit Ausnahme von § 7 Abs. 5 S. 
4. 
 
(6) Die Mitglieder des VHS-Beirats sowie die beratenden 
Mitglieder der Partnerkommunen erhalten für die Teilnah-
me an dessen Sitzungen ein Sitzungsgeld gem. § 1 Abs. 2 
Buchstabe b) der Entschädigungsverordnung NRW (Ent-
schVO). 
 
 

 
§ 9 Verpflichtungserklärung 
 
(1) Alle Verpflichtungserklärungen bedürfen der Schrift-
form; die Unterzeichnung erfolgt durch den Vorstand, im 
Verhinderungsfall durch die Stellvertretung. Die Geschäfts-
ordnung für den Vorstand enthält Regelungen für die Be-
rechtigungen von Vertretungsbefugnissen. 
 
(2) Der Vorstand unterzeichnet ohne Beifügung eines Ver-
tretungszusatzes, seine Stellvertretung mit dem Zusatz „In 
Vertretung“, andere Vertretungsberechtigte mit dem Zusatz 
„Im Auftrag“. 
 
§ 10 Wirtschaftsführung und Rechnungswesen, Jah-
resabschlussprüfung 
 
(1) Die VHS ist sparsam und wirtschaftlich unter Beachtung 
des öffentlichen Zwecks zu führen. Sie stellt einen Wirt-
schaftsplan auf, der aus einem Erfolgs- und einem Vermö-
gensplan besteht. Der Wirtschaftsplan enthält eine mittel-
fristige Ergebnis- und Finanzplanung. Es werden ein Stel-
lenplan und eine Stellenübersicht beigefügt. Die Vorschrif-
ten der §§ 16 ff KUV sind dabei zu beachten. 
Die Erhebung von Entgelten für die Inanspruchnahme der 
VHS sowie Regelungen zu Befreiungen und Ermäßigungen 
erfolgen auf Grundlage einer vom Verwaltungsrat erlasse-
nen Entgeltordnung. 
 
(2) Der Vorstand hat den Jahresabschluss und den Lage-
bericht innerhalb von 3 Monaten nach Ende des Wirt-
schaftsjahres nach den Vorschriften des Dritten Buches 
des Handelsgesetzbuches aufzustellen und nach Durch-
führung der Abschlussprüfung dem Verwaltungsrat zur 
Feststellung vorzulegen. Der Jahresabschluss und der La-
gebericht sind vom Vorstand unter Angabe des Datums zu 
unterzeichnen. Der Jahresabschluss, der Lagebericht und 
der Bericht über die Abschlussprüfung sind den Träger-
kommunen zuzuleiten. Im Übrigen sind §§ 114 a Abs. 10 
GO NRW und 27 Abs. 2, 3 KUV zu beachten. 
 
(3) Im Übrigen sind hinsichtlich Wirtschaftsführung, Vermö-
gensverwaltung und Rechnungslegung die Vorschriften 
des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches sowie der 
KUV zu beachten.  
 
(4) Überschüsse aus den Geschäften der VHS werden 
ausschließlich für die Geschäfte der Aufgabenübertragung 
genutzt. 
 
(5) Für die ersten drei vollen Geschäftsjahre (2015, 2016 
und 2017) wird der Zuschussbetrag durch die Trägerkom-
munen festgeschrieben. Er errechnet sich aus den Jahres-
ergebnissen 2009 bis 2012 sowie dem Planergebnis 2013, 
die vorab um die Besonderheiten der entsprechenden Jah-
re bereinigt und um fusionsbedingte Sachverhalte ergänzt 
worden sind. Die Berechnung ist Anlage zu dieser Satzung. 
Für das erste Rumpfgeschäftsjahr gilt der Festbetrag antei-
lig. 
Nach diesen drei Jahren ist die Verteilung der Verlustaus-
gleiche erneut zu verhandeln. Soweit keine Einigung erzielt 
wird, gilt der Festbetrag fort. 
Auf die VHS übertragene Aufgaben nach § 2 Abs. 1 S. 5 
gehen zugunsten oder zulasten der beauftragenden Trä-
gerkommune. Diese Aufgaben sind im Wirtschaftsplan ge-
sondert nachzuweisen und mit der beauftragenden Träger-
kommune gesondert abzurechnen. 
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(6) Die AÖR wendet neben den gesetzlichen vergaberecht-
lichen Regelungen die Dienstanweisung für das Vergabe-
wesen der Alten Hansestadt Lemgo entsprechend an.  
Die Örtliche Rechnungsprüfung der Alten Hansestadt Lem-
go hat das Recht zur Prüfung, insbesondere: 
a) Prüfung von Vergaben, 
b) Prüfung von zahlungs- und buchungsbegründenden Un-
terlagen sowie der ihnen zugrundeliegenden Vorgänge. 
Die VHS bzw. die Stadt Detmold versetzen die Örtliche 
Rechnungsprüfung der Alten Hansestadt Lemgo technisch 
und organisatorisch in die Lage, damit sie diese Aufgabe 
erfüllen kann. 
Die VHS stellt sicher, dass der Örtlichen Rechnungsprü-
fung der Alten Hansestadt Lemgo der Prüfungsbericht des 
Jahresabschlusses der Abschlussprüfer unverzüglich über-
sendet wird. 
§ 13 KUV findet Anwendung. 
 
(7) Die Aufgaben der Finanzbuchhaltung, Jahresabschlüs-
se und Zahlungsabwicklung werden durch die Stadt Det-
mold wahrgenommen. § 13 KUV findet Anwendung. 
 
(8) Die VHS ist gegenüber den Trägerkommunen vorlage- 
und auskunftspflichtig im Sinne des § 118 GO NRW.  
Der Vorstand übersendet die Wirtschaftspläne und Jahres-
abschlüsse unverzüglich an die Trägerkommunen. 
 
§ 11 Haftung 
 
Soweit die Trägerkommunen für die Schulden der VHS 
einzutreten haben, haften sie als Gesamtschuldner. Der 
Ausgleich richtet sich im Innenverhältnis nach dem Beteili-
gungsverhältnis. 
 
§ 12  Überleitungsvorschriften 
 
(1) Für Anstellungsverhältnisse oder beamtenrechtliche 
Vereinbarungen, die mit der VHS begründet werden, ist die 
VHS selbst Arbeitgeberin bzw. Dienstherrin. Soweit Be-
schäftigtenverhältnisse oder Dienstverhältnisse von Beam-
ten durch Vertrag in die VHS übergeleitet werden sollten, 
tritt die VHS in die Rechte und Pflichten der Trägerkommu-
nen gegenüber den tariflich Beschäftigten und Beamten im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge ein. 
 
(2) Die VHS tritt im Wege der Gesamtrechtsnachfolge in 
alle bestehenden Rechte und Pflichten der Trägerkommu-
nen ein, die im Zusammenhang mit den übertragenen Auf-
gaben stehen.  
 
(3) Die Instandhaltung der Räume obliegt vollumfänglich 
den jeweiligen Trägerkommunen, in deren Eigentum die 
Räumlichkeiten stehen. 
 
§ 13 Austritt einer Trägerkommune und Auflösung der 
VHS 
 
(1) Die Auflösung der VHS oder die Änderung ihrer Aufga-
ben kann nur durch übereinstimmende Beschlüsse der 
Vertretungen der Trägerkommune erfolgen. Der einseitige 
Austritt einer Trägerkommune ist bis zum 31.12.2015 aus-
geschlossen. Danach kann jede Trägerkommune mit einer 
Frist von einem Jahr zum Ende eines Kalenderjahres aus 
der VHS austreten. Der Austritt einer Trägerkommune be-
darf lediglich eines Beschlusses der Vertretung der austre-
tenden Trägerkommune. 
 
 

 
(2) Im Fall der Auflösung der VHS gilt Folgendes: 
1. Soweit von den Trägerkommunen Personal in die VHS 
übergeleitet worden ist, wird dieses unter Wahrung seines 
personal- und versorgungsrechtlichen Besitzstandes je-
weils von der Trägerkommune übernommen, bei der es vor 
Gründung der VHS beschäftigt war. 
2. Das bei der Auflösung der VHS vorhandene Vermögen 
und die Schulden werden im Verhältnis der Beteiligungs-
verhältnisse zueinander verteilt.  
Das durch die Trägerkommunen ausgegliederte und noch 
vorhandene Vermögen laut Ausgliederungsbericht fällt an 
die entsprechenden Trägerkommunen zurück. 
 
(3) Im Fall der Änderung der Aufgaben der VHS gilt Fol-
gendes: 
1. Soweit von den Trägerkommunen Personal in die VHS 
übergeleitet worden ist, wird dieses – soweit es zur Erfül-
lung der neuen Aufgaben der VHS nicht mehr erforderlich 
ist - unter Wahrung seines personal- und versorgungs-
rechtlichen Besitzstandes jeweils von der Trägerkommune 
übernommen, bei der es vor Gründung der VHS beschäf-
tigt war. 
2. Das für die Erfüllung der neuen Aufgaben der VHS nicht 
mehr benötigte Vermögen und die aus der Erfüllung der 
alten Aufgaben resultierenden Schulden werden im Ver-
hältnis der Beteiligungsverhältnisse zueinander verteilt; 
Abs. 2 S. 2 gilt entsprechend. 
 
(4) Im Fall des Austritts einer Trägerkommune gilt Folgen-
des: 
1. Sofern von der austretenden Trägerkommune Personal 
in die VHS übergeleitet worden ist, wird dieses unter Wah-
rung seines personal- und versorgungsrechtlichen Besitz-
standes wieder von der austretenden Trägerkommune 
übernommen. 
2. Der der austretenden Trägerkommune zustehende Ver-
mögensanteil sowie die auf ihn entfallenden Schulden be-
stimmen sich anhand der Beteiligungsverhältnisse auf der 
Basis der letzten geprüften Bilanz der VHS vor dem Aus-
tritt; Abs. 2 S. 2 gilt entsprechend. 
 
(5) In den Fällen der Absätze 2 bis 4 werden vorab die 
Aufgaben nach § 2 Abs. 1 S. 5 zugunsten oder zulasten 
der beauftragenden Trägerkommune abgewickelt.   
 
§ 14 Bekanntmachungen 
 
Die öffentlichen Bekanntmachungen der VHS erfolgen im 
Kreisblatt - Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden. Die Trägerkommunen haben auf die Be-
kanntmachung entsprechend ihren Regelungen hinzuwei-
sen. 
 
§ 15 Gleichstellung und Personalvertretung 
 
Das Landesgleichstellungsgesetz und das Landesperso-
nalvertretungsgesetz finden entsprechende Anwendung.  
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§ 16 Inkrafttreten 
 
Die VHS entsteht am Tage nach der Bekanntmachung der 
Satzung im Kreisblatt, frühestens aber zum 01.07.2014. 
Gleichzeitig tritt diese Satzung in Kraft. 
 
Anlage zur Satzung: 
 

  Lemgo WbG Detmold WbG 
Detmold 
Schulabschl. 

HHJ   4.870.100.001 4.870.100.002 

2014 300.000 € 439.720 € 231.742 € 

2015 309.000 € 424.343 € 183.969 € 

2016 318.000 € 431.286 € 187.001 € 

2017 327.000 € 438.672 € 190.240 € 

  1.254.000 € 1.734.021 € 792.952 € 
 
Bezug nehmend auf § 10 Abs. 5 der Satzung zur Errich-
tung des gemeinsamen Kommunalunter-nehmens „Volks-
hochschule Detmold-Lemgo“ wird für die ersten drei vollen 
Geschäftsjahre (2015, 2016 und 2017) zzgl. Personalkos-
tensteigerungen der Zuschussbetrag festgeschrieben. Für 
das erste Rumpfjahr 2014 gilt der Festbetrag anteilig. Defi-
zite werden im Verhältnis 55 (Detmold) zu 45 (Lemgo) 
ausgeglichen. Zum Zwecke der Transparenz werden die 
Finanzkreisläufe der Städte Lemgo und Detmold getrennt 
im Budget der AöR abgebildet.  
 
Vereinbarung der Unternehmenssatzung 
Die Stadt Detmold und die Alte Hansestadt Lemgo verein-
baren die oben stehende Satzung zur Errichtung des ge-
meinsamen Kommunalunternehmens „Volkshochschule 
Detmold-Lemgo“ (VHS Detmold-Lemgo) der Städte Det-
mold und Lemgo in der Rechtsform einer Anstalt öffentli-
chen Rechts. 
 
Detmold, den 31.03.2014  Lemgo, den 24.03.2014 
 
gez.    gez. 
(Heller)    (Dr. Austermann) 
Bürgermeister   Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachung 
Die vorstehende Satzung der Einrichtung „Volkshochschule 
Detmold-Lemgo“ (VHS Detmold-Lemgo) in der Rechtsform 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts zur gemeinsamen 
Aufgabenerfüllung und in gemeinsamer Trägerschaft (ge-
meinsames Kommunalunternehmen) der Stadt Detmold 
und der Alten Hansestadt Lemgo wird hiermit gemäß § 27 
Abs. 5 Satz 1 i.V.m. § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV. 
NRW. S. 621), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 23.10.2012 (GV. NRW. S. 474), öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Az.: 140 - 15 12 60-01 
Detmold, 08.05.2014 
 
Der Landrat 
des Kreises Lippe 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
 
Im Auftrag 
 
 
Harte 

Kr.Bl.Lippe 14.05.2014 
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Stadt Lügde 
 
266 Wahlbekanntmachung der Stadt Lügde über 

die Kommunalwahlen am 25. Mai 2014 
 
Folgende Wahlen sind miteinander verbunden und finden 
am 25. Mai 2014 gleichzeitig statt: 
 
Wahl der Vertretung des Kreises Lippe, 
Wahl der Vertretung der Stadt Lügde und 
Wahl des Bürgermeisters der Stadt Lügde 
 
Die Wahlen dauern von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
 
1. Die Stadt Lügde ist in 13 allgemeine Wahlbezirke ein-

geteilt. 
 

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberech-
tigten in der Zeit vom 21. April 2014 bis 04. Mai 2014 
übersandt werden, sind der Kreiswahlbezirk, der Ge-
meindewahl-/Stimmbezirk und der Wahlraum angege-
ben, in dem der Wahlberechtigte zu wählen hat. 

 
2. Jeder Wahlberechtigte kann nur im Wahlraum des 

Stimmbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er 
eingetragen ist. 
 
Damit der Wähler sich auf Verlangen über seine Person 
ausweisen kann, ist der Personalausweis –bei auslän-
dischen Unionsbürgern deren Identitätsausweis oder 
Reisepass zur Wahl mitzubringen. Die Wahlbenachrich-
tigung soll ebenfalls mitgebracht werden und ist auf 
Verlangen abzugeben.  

 
3. Für jede Wahl wird mit amtlich hergestellten Stimmzet-

teln gewählt, die im Wahlraum bereitgehalten und  vor 
Feststellung der Wahlberechtigung ausgehändigt wer-
den. 

 
Der Wähler hat für jede der verbundenen Wahlen, für 
die er wahlberechtigt ist, jeweils eine Stimme. Auf dem 
jeweiligen Stimmzettel kann nur ein Bewerber für die 
Wahl 

a) Der Vertretung des Kreises Lippe 
b) der Vertretung der Stadt Lügde 
c) des Bürgermeisters der Stadt Lügde 

 
gekennzeichnet werden. 

 
Die Stimmzettel unterscheiden sich wie folgt: 

 
a) für die Kreistagswahl: rote Stimmzettel 
b) für die Wahl zum Rat der Stadt Lügde: 

grüne Stimmzettel 
c) für die Bürgermeisterwahl: blaue Stimmzettel  

 
jeweils mit schwarzem Aufdruck. 

 
4. Der Wähler gibt seine Stimme –bei verbundenen Wah-

len jeweils eine Stimme- ab, indem durch Ankreuzen 
oder auf andere Weise kenntlich gemacht wird, wel-
chem Bewerber die Stimme gelten soll. 

 
 
 
 
 

 
Die Stimmzettel müssen vom Wähler in einer Wahlzelle 
des Wahlraumes oder in einem besonderen Neben-
raum gekennzeichnet und so zusammengefaltet wer-
den, dass seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
 
Wähler, die des Lesens unkundig sind oder wegen ei-
ner körperlichen Behinderung gehindert sind, den 
Stimmzettel zu kennzeichnen, zu falten oder selbst in 
die Wahlurne zu werfen, können eine andere Person 
zur Hilfe bei der Stimmabgabe in Anspruch nehmen. 

 
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der 

Wahl im Wahlbezirk, für den der Wahlschein ausgestellt 
ist,  

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen 
Stimmbezirk dieses Wahlbezirks oder 

b) durch Briefwahl 
 
teilnehmen. 

 
Wer durch Briefwahl wählen will, erhält auf Antrag von 
der Stadt Lügde für jede Wahl, für die er wahlberech-
tigt ist, einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen 
gemeinsamen Stimmzettelumschlag für alle Wahlen, 
einen amtlichen Wahlbriefumschlag für alle Wahlen und 
ein Merkblatt für die Briefwahl. Er muss seinen Wahl-
brief mit den Stimmzetteln (im verschlossenen Stimm-
zettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein 
so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angege-
benen Stelle übersenden, dass er dort spätestens am 
Wahltag bis 16.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann 
auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle 
abgegeben werden. 

 
Der Briefwahlvorstand tritt um 13.00 Uhr in einem Wahl-
raum der Gemeinschaftsgrundschule Lügde „St. Mari-
en“, Waldstr. 1, Lügde zusammen. 

 
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal 

und nur persönlich ausüben (§ 25 Kommunalwahlge-
setz). 

 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis 
einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht o-
der eine solche Tat versucht, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft (§ 107a Abs. 1 
und 3 des Strafgesetzbuches). 

 
7. Die Wahlhandlung sowie die anschließende Ermittlung 

und Feststellung des Wahlergebnisses sind öffentlich. 
Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchti-
gung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

 
Lügde, den 14.05.2014 
 
Stadt Lügde 
Der Wahlleiter 
 
 
Günter Loges 

Kr.Bl.Lippe 14.05.2014 
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267 Wahlbekanntmachung der Stadt Lügde über 

die Wahl zum Europäischen Parlament am 25. 
Mai 2014 

 
1. Am 25. Mai 2014 findet in der Bundesrepublik Deutsch-
land  die Wahl zum  
 

Europäischen Parlament 
 
statt. Die Wahl dauert von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
 
2. Die Stadt Lügde ist in 13 allgemeine Wahlbezirke einge-
teilt. 
 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahl-berechtigten 
in der Zeit vom 21.04.2014 bis 04.05.2014 zugestellt wor-
den sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angege-
ben, in dem der Wahlberechtigte zu wählen hat. 
 
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahler-
gebnisses um 13.00 Uhr in einem Wahlraum der Gemein-
schaftsgrundschule „St. Marien“, Waldstr. 1, Lügde, zu-
sammen. 
 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahl-raum des 
Wahlbezirks wählen, in dessen Wähler-verzeichnis er ein-
getragen ist. 
 
Die Wähler haben ihre Wahlbenachrichtigung und einen 
amtlichen Personalausweis –Unionsbürger einen gültigen 
Identitätsausweis- oder Reisepass zur Wahl mitzubringen. 
 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abge-geben 
werden. 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler er-
hält bei Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel aus-
gehändigt. 
 
Jeder Wähler hat eine Stimme. 
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 
die Bezeichnung der Partei und ihre Kurzbezeichnung bzw. 
die Bezeichnung der sonstigen politischen Vereinigung und 
ihr Kennwort sowie jeweils die ersten zehn Bewerber der 
zugelassenen Wahlvorschläge und rechts von der Be-
zeichnung des Wahlvorschlagsberechtigten einen Kreis für 
die Kennzeichnung. 
 
Der Wähler gibt 
 
seine Stimme in der Weise ab,  
 

dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels durch 
ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Wahlvor-
schlag sie gelten soll.  

 
Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahl-kabine 
des Wahlraumes oder in einem besonderen Nebenraum 
gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass 
seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
 
 
 
 
 
 

 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahl-
handlung erfolgende Ermittlung und Fest-stellung des 
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann 
hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des Wahlge-
schäfts möglich ist. 
 
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der 
Wahl im Kreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist, 
 
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-bezirk 
des Kreises oder 
 
b) durch Briefwahl 
 
teilnehmen. 
 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Stadt 
Lügde einen amtlichen weißen Stimmzettel, einen amtli-
chen blauen Stimmzettelumschlag sowie einen roten amtli-
chen Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen roten 
Wahlbrief mit dem weißen Stimmzettel (in verschlossenem 
blauen Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen 
Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag 
angegebenen Stelle übersenden, dass er dort spätestens 
am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann 
auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal 
und nur persönlich ausüben. Das gilt auch für Wahlberech-
tigte, die zugleich in einem anderen Mitgliedsstaat der Eu-
ropäischen Union zum Europäischen Parlament wahlbe-
rechtigt sind (§ 6 Abs. 4 des Europawahlgesetzes).  
 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis ei-
ner Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft; 
der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 Strafgesetz-
buches). 
 
Stadt Lügde, den 12.05.2014 
 
Stadt Lügde 
Der Wahlleiter 
 
 
Günter Loges 

Kr.Bl.Lippe 14.05.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 503 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 



504 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

Einzelpreis dieser Nummer 0,38 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


